
Novelle zum Raumplanungsgesetz 

– 

Darstellung der wesentlichen Inhalte 
 

Für die in Ausarbeitung befindliche Novelle zum Raumplanungsgesetz sind nach derzeitigem Stand der 
Überlegungen insbesondere folgende Inhalte vorgesehen: 
 

1.1. Zur Verbesserung der Verfahrenseffizienz und Beschleunigung der nach dem Raumplanungsgesetz 
durchzuführenden Verfahren sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

– Bei geringfügigen Änderungen von Landesraumplänen ist der Raumplanungsbeirat künftig nicht mehr 
anzuhören. Eine Anhörungspflicht besteht nur mehr bei Änderungen von überörtlicher oder grund-
sätzlicher Bedeutung. Abgesehen davon ist der Raumplanungsbeirat künftig nur noch einmal jährlich 
und sonst nach Bedarf einzuberufen (§ 4). 

– Bei Änderungen von Landesraumplänen, die weder einer Umweltprüfung noch einer Umwelterheb-
lichkeitsprüfung unterliegen, ist künftig nicht mehr zwingend ein Begutachtungsverfahren durchzu-
führen (§ 7a Abs. 2). 

– Der Beschluss des Entwurfes über die Erlassung bzw. Änderung des Flächenwidmungsplanes, des 
Bebauungsplanes oder von Verordnungen nach §§ 31 bis 34a obliegt künftig nicht mehr der Gemein-
devertretung bzw. dem Gemeindevorstand, sondern dem Bürgermeister (§§ 21 Abs. 1, 29 Abs. 1 und 
36). 

– Von der Veröffentlichung des Flächenwidmungsplanentwurfes bzw. des Entwurfes zur Änderung des 
Flächenwidmungsplanes sind künftig nicht mehr alle angrenzenden Gemeinden zu verständigen, son-
dern nur noch jene, deren Belange durch den Flächenwidmungsplan bzw. dessen Änderung wesentlich 
berührt werden (§ 21 Abs. 2). 

– Die Pflicht zur Verständigung der von einer Umwidmung betroffenen Grundeigentümer entfällt be-
reits derzeit bei Änderungen der Widmungsgrenzen aufgrund vermessungstechnischer Anpassungen 
(z.B. Mappenberichtigungen) und soll künftig auch bei anderen geringfügigen Änderungen aus ähnli-
chen Gründen entfallen (§ 21 Abs. 4).  

– Die Verkürzung der Auflagefrist von vier auf drei Wochen bei Entwürfen eines Landesraumplanes, 
Flächenwidmungsplanes, Bebauungsplanes oder Verordnungen nach §§ 31 bis 34a (§§ 6 Abs. 5, 
21 Abs. 1, 29 Abs. 1 und 36). 

– Das sogenannte Anhörungsverfahren entfällt. Dadurch wird die durch unterschiedliche Verfahrensar-
ten bedingte Komplexität reduziert (Entfall der §§ 7a Abs. 2 zweiter und dritter Satz, 23 Abs. 6 und 
30 Abs. 3). 

– Im aufsichtsbehördlichen Verfahren zur Genehmigung von Flächenwidmungsplänen bzw. deren Än-
derungen wird die Entscheidungsfrist von sechs Monaten um eine Genehmigungsfiktion ergänzt. Wird 
in künftigen aufsichtsbehördlichen Verfahren innerhalb dieser Frist kein Bescheid erlassen, gilt die 
Genehmigung als erteilt; darüber hat die Landesregierung der betreffenden Gemeinde eine Bescheini-
gung auszustellen (§ 21 Abs. 7). Zur Herstellung des erforderlichen Gleichklangs wird die bereits 
bestehende Genehmigungsfiktion bei der aufsichtsbehördlichen Genehmigung von Bebauungsplänen 
entsprechend angepasst (§ 29 Abs. 5). Zudem wird eine gleichartige Genehmigungsfiktion auch für 
die aufsichtsbehördliche Genehmigung bei der Ausweisung der Folgewidmung bzw. der Löschung 
der Befristung samt Folgewidmung vorgesehen (§ 21b Abs. 3). 

 

1.2. Ergänzend zu den genannten verfahrensbeschleunigenden Maßnahmen ist die Einführung des elekt-
ronischen Flächenwidmungsplanes vorgesehen, der ebenfalls dazu beitragen soll, das Widmungsverfah-
ren zu erleichtern. 

Künftig soll der Flächenwidmungsplan – ebenso wie jede Änderung desselben – in einer EDV-Anwendung 
für den elektronischen Flächenwidmungsplan erstellt und die einzelnen Verfahrensschritte im Wesentli-
chen mit Hilfe dieser EDV-Anwendung abgearbeitet werden. Dadurch sollen Verfahrensfehler reduziert 
und eine einheitliche und strukturierte Abwicklung des Widmungsverfahrens gewährleistet werden. Die 
Flächenwidmungspläne der einzelnen Gemeinden werden in den kommenden Jahren schrittweise in dieses 
neue System überführt (§ 12a). 
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1.3. Das Instrument des räumlichen Entwicklungsplanes als übergeordnete Verordnung entfällt. Künf-
tig werden die Gemeinden stattdessen angehalten, ein räumliches Entwicklungskonzept zu erstellen, wo-
bei bereits erlassene räumliche Entwicklungspläne als räumliche Entwicklungskonzepte weitergelten und 
lediglich ihren Verordnungscharakter verlieren (§§ 11 und 66).  

Anders als bisher handelt es sich beim räumlichen Entwicklungskonzept um die – vorgezogene und für das 
ganze Gemeindegebiet erstellte – Grundlagenarbeit für die Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung, die 
jedoch keine verbindliche Außenwirkung entfaltet und auch für nachfolgende Planungsakte nicht bindend 
ist. Auch die inhaltlichen und verfahrensrechtlichen Vorgaben für dessen Erstellung werden deutlich redu-
ziert; insbesondere entfallen die verfahrensrechtlichen Vorgaben einschließlich der Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltprüfung. Damit soll den Gemeinden insgesamt mehr Flexibilität und ein grö-
ßerer Spielraum eröffnet werden. 
 

1.4. Die Verpflichtung, im Flächenwidmungsplan bestimmte für die Raumplanung bedeutsame Gegeben-
heiten ersichtlich zu machen („Ersichtlichmachung“), entfällt, um die Übersichtlichkeit des Flächenwid-
mungsplanes zu erhöhen (Entfall des § 12 Abs. 9). Stattdessen wird vorgesehen, dass für die Raumplanung 
bedeutsame Gegebenheiten künftig im Vorarlberger Geographischen Informationssystem (VoGIS) darzu-
stellen sind (§ 5 Abs. 9). 
 

1.5. Die Regelungen über die befristete Widmung werden vereinfacht (§ 12 Abs. 5 und Abs. 7). Künftig 
ist eine Befristung samt Festlegung einer Folgewidmung nicht erforderlich, wenn auf dem zu widmenden 
Grundstück bereits eine rechtmäßige Bebauung mit einem Gebäude für Zwecke des Gemeinbedarfes, einem 
Wohngebäude oder einer Betriebsanlage vorhanden ist, die mit den Raumplanungszielen – insbesondere 
mit dem Ziel des sparsamen Umgangs mit Bauflächen – im Einklang steht. Zur weiteren Vereinfachung 
entfällt außerdem die bisher bestehende Möglichkeit, durch den Abschluss einer Verwendungsvereinba-
rung nach § 38a Abs. 2 lit. a von einer befristeten Widmung abzusehen. 

Im Zusammenhang mit dem Fristenlauf bei befristeten Widmungen wird klargestellt, dass der Fristablauf 
durch eine Beschwerde an das Verwaltungsgericht, Revision an den Verwaltungsgerichtshof oder Be-
schwerde an den Verfassungsgerichtshof gegen eine die Fläche betreffende Baubewilligung gehemmt ist. 
Die Dauer eines solchen Verfahrens wird nicht in den Fristenlauf eingerechnet. Die Frist von sieben Jahren 
endet frühestens sechs Monate nach Rechtskraft der Entscheidung (§ 21b Abs. 1 lit. a). 
 

1.6. Die Regelungen über Einkaufszentren (§ 15) werden flexibler gestaltet. Einerseits wird klargestellt, 
dass auf Verkaufsflächen für autoaffine Waren oder für sonstige Waren auch ein typisches Ergänzungsan-
gebot möglich ist. Dabei handelt es sich um Waren, die nach der Verkehrsauffassung üblicherweise (also 
insbesondere vom Kunden erwartet) gemeinsam mit dem Hauptsortiment angeboten werden, weil zwischen 
den Waren ein funktionaler oder sachlicher Zusammenhang besteht (Sortimentslogik), also beispielsweise 
Teppiche, Bettwäsche oder Lampen im Möbelhandel. Zudem können in untergeordnetem Ausmaß auch 
andere Waren als Ergänzung zum Sortiment angeboten werden, also beispielsweise Spielwaren (etwa Stoff-
tiere usw.) im Möbelhandel. Mit dieser Flexibilisierung soll eine praxisgerechte Zuordnung zu den Waren-
gruppen sichergestellt werden. Außerdem soll durch die Erweiterung der Verordnungsermächtigung der 
Landesregierung eine flexible und praxisgerechte Konkretisierung der Warengruppen, der zulässigen (ty-
pischen oder untergeordneten) Ergänzungsangebote sowie der nicht als Verkaufsflächen geltenden Flächen 
ermöglicht werden (§ 15 Abs. 11). 

Weiters wird klargestellt, welche Flächen nicht als Verkaufsflächen gelten, um die Rechtssicherheit zu 
erhöhen und eine einheitliche Berechnung der maßgeblichen Verkaufsflächen sicherzustellen (§ 15 Abs. 5). 

Die Verpflichtung der Gemeinden, für Einkaufszentren ein Mindestmaß der baulichen Nutzung mit zumin-
dest zwei oberirdischen Geschossen festzulegen, entfällt. Die zweigeschossige Ausführung neuer Einkaufs-
zentren wird unmittelbar im Gesetz geregelt (§ 15 Abs. 8 lit. c). Den Gemeinden steht es frei, im Bebau-
ungsplan weitergehende Vorgaben zum Mindestmaß der baulichen Nutzung festzulegen. 

Als zusätzliche Erleichterung entfällt bei Änderungen bestehender Einkaufszentren die Verpflichtung zur 
zweigeschossigen Ausführung sowie zur Errichtung einer bestimmten Anzahl von Stellplätzen in Garagen 
oder auf Gebäuden (§ 15 Abs. 9). Diese Regelung soll für sonstige Handelsbetriebe sinngemäß gelten 
(§ 15a Abs. 4). Die Möglichkeit der Gemeinden zu Festlegungen in einem Bebauungsplan bleiben unbe-
rührt. 

Schließlich werden für Einkaufszentren vorübergehenden Bestandes Erleichterungen geschaffen, indem die 
nach § 15 Abs. 8 einzuhaltenden Anforderungen für diese nicht gelten (§ 15 Abs. 10). Auch diese Regelung 
soll für sonstige Handelsbetriebe sinngemäß gelten (§ 15a Abs. 4). 
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1.7. Zur Vereinfachung des Grundteilungsverfahrens werden die Versagungsgründe für Grundteilungen 
gestrafft sowie widersprüchliche und einander überschneidende Tatbestände bereinigt (§ 39). Zudem ent-
fällt die Verpflichtung zur Anhörung der Grundverkehrs-Ortskommission bei der Teilung von Grundstü-
cken in land- und forstwirtschaftlichen Zonen im Mischgebiet sowie in Freiflächen (§ 40). 
 

1.8. Zur Vereinfachung des Umlegungsverfahrens werden folgende Maßnahmen vorgesehen: 

– Die Verpflichtung der Gemeinde, auf Ersuchen betroffener Grundeigentümer einen Antrag auf Durch-
führung eines Umlegungsverfahrens einzubringen, wird eingeschränkt. Künftig muss die Gemeinde 
einem solchen Ersuchen nur dann entsprechen, wenn mindestens die Hälfte der Eigentümer der um-
zulegenden als Baufläche gewidmeten Grundfläche dies verlangt (§ 42 Abs. 1).  

– Abgesehen davon werden die Regelungen zum Umlegungsplan technologieoffen ausgestaltet (§ 44). 
Bestimmungen, die die Erstellung eines analogen Plans voraussetzen, entfallen. 

– Die Frist für die Auflage des Umlegungsplanes im Gemeindeamt zur Einsicht wird von vier auf drei 
Wochen verkürzt (§ 47 Abs. 1). 

– Klarstellung, dass neben den der Gemeinde entstandenen Kosten auch die dem Land entstandenen 
Kosten (insbesondere allfällige Gerichtsgebühren im Zusammenhang mit der Richtigstellung des 
Grundbuches) von den Beteiligten anteilsmäßig zu tragen sind (§ 51). 

– Gleichzeitig wird der Landesregierung die Möglichkeit eingeräumt, durch Verordnung nähere Vor-
schriften über Inhalt, Maßstab und Form der im Umlegungsverfahren (und im Grenzänderungsverfah-
ren) zu erstellenden Pläne festzulegen sowie Regelung über die Datenübermittlung und Datensicher-
heit zu treffen (§ 56). 

 

1.9. Abgesehen von den bereits erwähnten Deregulierungsmaßnahmen sind die folgenden weiteren Ver-
einfachungen vorgesehen: 

– Die Regelungen betreffend die Ziele der Raumplanung werden präzisiert (§ 2). Dabei wird klargestellt, 
dass die in § 2 Abs. 3 genannten Aspekte die Ziele nach § 2 Abs. 2 konkretisieren und insofern als 
inhaltliche Leitlinien dienen. 

– Informations- und Datengrundlagen für die überörtliche Raumplanung werden künftig auf der Home-
page des Landes veröffentlicht; die bislang vorgesehene Informationspflicht gegenüber den Gemein-
den entfällt (§ 5 Abs. 1).  

– Anstelle des bisher alle fünf Jahre zu erstellenden Raumplanungsberichtes wird künftig alle zehn Jahre 
ein Zielbild über die räumliche Entwicklung in Vorarlberg erstellt und dem Landtag vorgelegt (§ 5 
Abs. 10). 

– Im Zusammenhang mit der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten sowie von Netz- und Speicher-
infrastrukturgebieten wird klargestellt, dass deren Ausweisung nicht nur durch planerische Darstel-
lung, sondern auch durch eine verbale Umschreibung erfolgen kann, sofern die gesetzlichen Vorgaben 
eingehalten werden (§§ 9 und 10). 

– Zur Entschärfung von Nutzungskonflikten, insbesondere zur Vermeidung von Konflikten infolge her-
anrückender Wohnbebauung, wird die Möglichkeit geschaffen, im Rahmen von Bauflächenwidmun-
gen und Sondergebietswidmungen Schutzmaßnahmen zur Vermeidung von Belästigungen festzulegen 
(§ 14 Abs. 1 und § 18 Abs. 4). 

– Künftig können in Betriebsgebieten der Kategorie II auch Gebäude und Anlagen für Sport- und Frei-
zeitzwecke errichtet werden, sofern diese in den Betrieb integriert und für Mitarbeiter bestimmt sind 
(§ 14 Abs. 6). 

– Verdichtungszonen sind nicht mehr verpflichtend auszuweisen; es besteht jedoch nach wie vor die 
Möglichkeit zur Ausweisung solcher Zonen (§ 14 Abs. 9). 

– Das Erfordernis des Vorliegens eines rechtswirksamen Bebauungsplans als Voraussetzung für eine 
Widmung als besondere Fläche für Ferienwohnungen entfällt (§ 16a Abs. 1). 

– Die Möglichkeit zur Ausweisung von Sondergebieten für Lagerplätze wird erweitert (§ 18 Abs. 4 
lit. f). 

– Die Ausnahmemöglichkeit vom Flächenwidmungsplan nach § 22 wegen Kleinräumigkeit wird erwei-
tert. Künftig kann auch für eine Betriebsanlage, für die eine befristete Baubewilligung nach § 30 des 
Baugesetzes beantragt wird, eine Ausnahme vom Flächenwidmungsplan auch ohne Vorliegen der 
Kleinräumigkeit erteilt werden (§ 22 Abs. 2). 
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- Im § 22 wird klargestellt, dass die Festlegung, wonach Bescheide aufgrund des Raumplanungs- und 
des Baugesetzes dem Flächenwidmungsplan nicht widersprechen dürfen, nur gilt, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist. Eine entsprechende abweichende gesetzliche Regelung stellt derzeit bei-
spielsweise die Bestandsregelung nach § 58 dar; künftig könnten auch Bestimmungen über die Altbe-
standssanierung eine entsprechende Abweichung vorsehen. 

– Das Verfahren zur Behandlung von Änderungsvorschlägen zum Flächenwidmungsplan (§ 23a) wird 
vereinfacht und neu strukturiert. Wird innerhalb von drei Monaten nach Durchführung des Planungs-
gespräches kein Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes eingeleitet, kann der Grundei-
gentümer den unabhängigen Sachverständigenrat befassen. Nur wenn dieser zur Einschätzung gelangt, 
dass die Voraussetzungen für eine Änderung vorliegen, ist die Gemeindevertretung zu befassen und 
hat diese innerhalb von sechs Monaten entweder zu beschließen, dass durch den Bürgermeister ein 
Verfahren einzuleiten ist, oder mit Beschluss festzustellen, dass die Voraussetzungen für eine Ände-
rung nicht vorliegen. Ein solcher Beschluss unterliegt der Überprüfung durch die Landesregierung (§ 
23a). 

– Die gesetzlichen Regelungen über die Abhaltung von Sitzungen des unabhängigen Sachverständigen-
rates in Form von Videokonferenzen sowie die Möglichkeit zur Beschlussfassung im Umlaufwege 
entfallen (Entfall des bisherigen § 24); die Landesregierung kann entsprechende Vorgaben künftig 
durch Verordnung festlegen (§ 23b Abs. 6).  

– Die Möglichkeit zur entschädigungsfreien Rückwidmung wird dahingehend erweitert, dass künftig 
auch dann keine Entschädigung für eine Rückwidmung zu leisten ist, wenn das betreffende Grund-
stück die grundlegenden Voraussetzungen nach § 13 Abs. 2 lit. a oder lit. b für die Widmung als 
Baufläche nicht erfüllt (§ 27 Abs. 2).  

– Die im Bebauungsplan verpflichtend ersichtlich zu machenden Inhalte werden reduziert (§ 28 Abs. 4). 


